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(Beginn des offentlichen Teils der Sitzung: 14:06 Uhr)

1. GroRe Anfrage
Sandra Weegeis (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd
Erich Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Robert Lambrou
(AfD), Dimitri Schulz (AfD)
»Graue Wolfe“ (Bozkurtlar) in Hessen
— Drucks. 21/3300 zu Drucks. 21/2744 -

Abgeordneter Christian Rohde fuhrt aus, die Beantwortung der GroRen Anfrage sei aus der
Sicht der AfD-Fraktion relativ gut gelungen. Insofern wolle sich die Fraktion der AfD an dieser
Stelle bedanken.

Die in der Antwort dargelegte Einschatzung, dass von den ,Grauen Wdlfen® eine sehr eklatante
Bedrohung ausgehe, teile die AfD-Fraktion. Die Zusammenstellung der Delikte habe ihn insofern
etwas irritiert; denn er habe mehr und andere Deliktformen, insbesondere Propagandadelikte er-
wartet. Vor diesem Hintergrund bitte er mitzuteilen, wie einzelne Delikte bzw. Deliktformen einem
Phanomenbereich zugeordnet wirden, ob beispielsweise eine Hakenkreuzschmiererei eines
»,Grauen Wolfs“ dem auslandsbezogenen Extremismus oder dem Rechtsextremismus zugeord-
net werde.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck macht darauf aufmerksam, das LfV erfasse die ,Ulkiicii“-Be-
wegung schwerpunktmafig unter dem Phanomenbereich des auslandsbezogenen Extremismus,
auch wenn diese dartiber hinaus Aspekte des religidsen Extremismus und des Rechtsextremis-
mus aufweise. Die unter Frage 8 erfragten Straf- und Gewalttaten hingegen wirden polizeilich
erfasst unter Politisch motivierter Kriminalitat.

LPP Felix Paschek erlautert, die Einstufung von Delikten der Politisch motivierten Kriminalitat
erfolge nach bundesweit einheitlichen Vorgaben und unter der Mal3gabe der Berlcksichtigung,
welche Motivation dem Delikt unter Berucksichtigung aller Umstéande zugrunde liegen konnte.
Insofern sei Kriminalitat in Bezug auf die ,Grauen Wolfe* regelmaRig der Politisch motivierten
Kriminalitat — auslandische Ideologie — zuzuordnen.

Abgeordneter Christian Rohde bittet zu bestatigen, ob sich eine Hakenkreuzschmiererei eines
,Grauen Wolfs“ regelmafig nicht im Bereich Rechtsextremismus, sondern in der auslandsbezo-
genen Kriminalitat niederschlage.
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LPP Felix Paschek teilt mit, es komme auf den Einzelfall an. Im Falle einer Hakenkreuzschmie-
rerei sei — im Falle eines unbekannten Taters — zunachst von einer Politisch motivierten Krimina-
litat — rechts — auszugehen. Gelegentlich komme es aber auch aus anderen politischen Strémun-
gen zu Hakenkreuzschmierereien. Daher sei unter Bertcksichtigung aller Umstande abzuwéagen,
auf welche Motivation die Tat zurlickzuflhren sei.

Abgeordneter Christian Rohde legt dar, in der Antwort auf die Grof3e Anfrage habe er keine
Angaben dazu finden kénnen, ob die ,Ulkiicii“-Bewegung Landesmittel fir Vereine oder Einzel-
initiativen erhalte.

Daruber hinaus mache er darauf aufmerksam, die Landesregierung gebe an, die Entwicklungen
bei Ditib Hessen genau zu beobachten, verweise in anderen Zusammenhangen allerdings auf
nicht vorliegende Erkenntnisse. Insofern drange sich die Frage auf, ob Erkenntnisse zu Ditib vor-
lagen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass Ditib ein Kooperationspartner fir den bekennt-
nisorientierten Islamunterricht in Hessen sei.

Ferner bitte er, die konkreten Kanale zu benennen, die die ,Ulkiicti“-Bewegung fur Rekrutierungs-
mafRnahmen in Hessen nutze. Diese Kenntnis ware hilfreich, um vor den ,,Grauen Wolfen warnen
und Aufklarungsarbeit betreiben zu kénnen.

Die Landesregierung liste allgemeine MalRnahmen zur Extremismuspravention auf, beantworte
aber nicht Frage nach MaRnahmen zur Sensibilisierung der Bevolkerung und lasse zudem keine
Strategie zur Bekdmpfung der ,Grauen Wolfe* erkennen. Da Frankfurt in der Berichterstattung
der ,Hessenschau“ am 8. August 2025 als das ,Hirn der Bewegung in Deutschland“ bezeichnet
worden sei, halte er eine etwas intensivere Kommunikation fir angezeigt, zumal Namen wie
.Freundschaftsverein“ und ,Kulturverein® durchaus irrefihrend sein kdnnten.

Mit Blick auf die Frage nach gezielten Versuchen der Einflussnahme auf die hessische Politik
gebe die Landesregierung an, bei den Auslanderbeiratswahlen eine Problemstellung erkannt zu
haben. Vor dem Hintergrund der anstehenden Kommunalwahlen halte er es fur geboten, Listen
der Parteien ins Blickfeld zu nehmen. Aus Nordrhein-Westfalen beispielsweise werde von Versu-
chen der ,Grauen Wolfe" berichtet, die SPD zu unterwandern. In diesem Zusammenhang frage
er nach mdglichen Erkenntnissen mit hessischem Bezug.

Die Landesregierung verweise auf die Zustandigkeit des Bundes, nachdem die Frage eines Ver-
bots der ,Grauen Woélfe® ins Spiel gebracht worden sei. Da sich die Landesregierung auf Bundes-
ebene fir ein Verbot von ,Indymedia“ ausgesprochen habe, ware es seines Erachtens sinnvoll,
sich auch in diesem Fall fur ein Verbot auf Bundesebene stark zu machen.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck flihrt aus, ein Vereinsverbot werde vor dessen Verfligung
grundsatzlich nicht 6ffentlich thematisiert, sondern vollzogen, wenn die erforderlichen Vorausset-
zungen gegeben seien. Sofern ein Verein verfassungswidrige Ziele verfolge, sei der Bund zu-
standig im Falle eines bundesweit aktiven Vereins und das Land im Falle eines landesweit aktiven

Dr/ck 3 INA 21/36 — 21.01.2026



% pef

21. WAHLPERIODE i HESSISCHER
el L

el L ANDTAG

Vereins. FUr Hessen werde fortlaufend geprift, ob Anlass fir ein Vereinsverbot gegeben sei.
Gleiches gelte fur den Bund. Insofern wirden die ,Grauen Wolfe* in den Blick genommen.

An dieser Stelle bendtige der Bund keine Nachhilfe aus Hessen. Er sei fest davon Uberzeugt,
dass der Bund handele, sollten die Voraussetzungen fir ein Vereinsverbot gegeben sein.

Hinsichtlich der Kommunalwahlen lagen ihm keine Hinweise vor, dass diese systematisch durch
die ,Grauen Wolfe“ unterwandert wirden. Ilhm sei aber nicht jede kommunale Liste bekannt. Im
Ubrigen wiirden Kommunalwahlen in kommunaler Selbstverwaltung durchgefihrt. Mdglichkeiten
des Ausschlusses einer Liste seien nur in einem sehr geringen Umfang gegeben. Uber den Aus-
schluss einer Liste werde vor Ort und grundsatzlich ohne Beteiligung des Innenministeriums ent-
schieden. Seiner Meinung nach sei keine Notwendigkeit gegeben, an dieser Stelle auf die Kom-
munen einzuwirken.

Ihm Iagen ferner keine Erkenntnisse vor, die darauf hindeuteten, dass der ,Ulkiicii“-Bewegung
offentliche Mittel zugeflossen seien. Ihm seien allerdings nicht alle Verzweigungen der ,Ulkiicti“-
Bewegung bekannt. Insofern kénne er einen Mittelzufluss nicht ganzlich ausschlief3en.

Die Antwort der Landesregierung spiegele den aktuellen Stand Ditib betreffend wider.

Prasident Bernd Neumann ergénzt in Bezug auf die Frage nach den Kanalen, ,Ulkiici“-Vereine
traten nur sehr selten als solche in Erscheinung und seien insofern nicht auf Anhieb als solche
erkennbar.

Die Zentrale der ,Ulkiici“-Bewegung sei tatsachlich in Frankfurt zu verorten. Die dortigen Aktivi-
taten zielten jedoch auf Regionen aulierhalb Hessens. Auffalligkeiten in Hessen wirden gezielt
vermieden.

Abgeordneter Christian Rohde weist darauf hin, auf die Frage nach Erkenntnissen der Landes-
regierung Uber Geldstrome in die Tlrkei sei geantwortet worden, der Landesregierung lagen
keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. Er bitte um Auskunft, ob sich die Landesre-
gierung mit dieser Fragestellung bisher noch nicht befasst habe oder ob die Landesregierung
hierzu Recherchen angestellt habe, die allerdings ergebnislos verlaufen seien.

Der Hinweis, die Landesregierung beobachte die Entwicklungen bei Ditib Hessen genau, lasse
den aufmerksamen Leser aufthorchen. Schlielich hatte die Frage auch damit beantwortet werden
konnen, der Landesregierung lagen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. Insofern
bitte er um konkretere Informationen hierzu.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck merkt an, gerichtliche Auseinandersetzungen machten an die-
ser Stelle Zurtickhaltung geboten. In diesem Kontext habe sich die Landesregierung bereits deut-
lich positioniert. Selbstverstandlich wirden die Entwicklungen bei Ditib genau beobachtet, zumal
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die Erteilung des bekenntnisorientierten Islamunterrichts eine sehr verantwortungsvolle Aufgabe
darstelle.

In einem freiheitlich-demokratischen Land sei es nicht Aufgabe einer Regierung, Geldfllisse zu
kontrollieren. Gegebenenfalls seien Ermittlungsbehérden im Zusammenhang mit Strafverfahren
mit Geldflissen befasst.

Prasident Bernd Neumann fiigt hinzu, das LfV fliihre im Rahmen seiner Aufgabenerfillung Fi-
nanzermittlungen durch. Aus Geheimhaltungsgrinden konne er hierzu allerdings keine naheren
Auskuinfte geben.

Beschluss:
INA 21/36 — 21.01.2026

Der Innenausschuss hat die Antwort der Landesregierung auf die
GrolRRe Anfrage besprochen.

(einvernehmlich)

(Ende des nicht 6ffentlichen Teils der Sitzung: 14:25 Uhr —
Weiter mit nicht 6ffentlichem Teil)
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(Wiederbeginn des 6ffentlichen Teils der Sitzung: 15:06 Uhr)

5. Berichtsantrag
Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich
Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Robert Lambrou (AfD), Dr.
Frank Grobe (AfD)
Nach Urteil gegen den afghanischen Polizistenmérder von
Mannheim: Nachfragen zu behordlichen
Erkenntnissen in Hessen
— Drucks. 21/2882 —

hierzu:

Schreiben des HMdI vom 08.01.2026
— Ausschussvorlage INA 21/22 —

(eingegangen und verteilt am 08.01.2026)

Abgeordnete Sandra Weegels zeigt sich Uberrascht, dass abgelehnte Asylbewerber in diesem
Land durch den hessischen Steuerzahler alimentiert wiirden und diesen beispielsweise sportliche
Aktivitaten wie Taekwondo, der Erwerb eines Fuhrerscheins oder der Kauf eines Fahrzeugs er-
mdglicht werde. lhr sei es ein Ratsel, dass die Landesregierung angesichts dieser Umstande
nicht inre Bemiihungen verstarke, auf Bundesebene eine Anderung herbeizufiihren.

Sie bitte um Auskunft, in welchen beiden konkreten Fallen der Tater als Geschadigter polizeilich
erfasst worden sei.

Ferner bitte sie zu bestatigen, ob die Angabe der Landesregierung, dass vor der Tat keine staats-
schutzrelevanten Erkenntnisse zum Téater vorgelegen hatten, so zu verstehen sei, dass zuvor
keine hessischen Behdrden auf den Tater aufmerksam gemacht worden seien.

Aulerdem bitte sie mitzuteilen, weshalb es die Landesregierung nicht flir angezeigt gehalten
habe, Kontakt mit dem schwer verletzten Michael Stirzenberger aufzunehmen und auf die Ubri-
gen Verletzten zugehen; denn immerhin sei der Tater in Heppenheim wohnhaft gewesen, sodass
die Zustandigkeit einer hessischen Auslanderbehdérde gegeben gewesen sei.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck legt dar, er habe sich an verschiedenen Stellen sehr bestirzt
Uber diese Tat gezeigt und sei nach wie vor entsetzt dariber, dass ein junger Polizeibeamter im
Einsatz getétet worden sei. An verschiedenen Stellen habe er mehrmals zum Ausdruck gebracht,
dass dies ein Uber alle MaRen tragischer Vorfall gewesen sei. Naturlich gelte sein Mitgefuhl auch
all denjenigen, die in diesem Zusammenhang verletzt worden seien.
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Dass ein hessischer Innenminister angesichts einer Tat, die in Baden-Wirttemberg stattgefunden
habe, in Baden-Wirttemberg in Erscheinung trete, ware eher ungewdhnlich, zumal die Ermittlun-
gen zunachst unter baden-wirttembergischer Federfiihrung und spater in der Hand des Gene-
ralbundesanwalts gefiihrt worden seien. Insofern bitte er um Verstandnis, dass er sich als hessi-
scher Innenminister an dieser Stelle nicht weiter eingebracht habe. Allein der Wohnsitz des Taters
andere daran seines Erachtens nichts.

Ihm lagen keine Hinweise darauf vor, dass hessische Behdrden in irgendeiner Form Warnungen
erhalten hatten.

Der Tater sei im Zusammenhang mit einem Sachschaden und im Zusammenhang mit einer Ver-
kehrsunfallflucht als Geschadigter polizeilich erfasst worden. Ferner habe der Tater im Rahmen
eines Verkehrsunfalls wegen eines Sachschadens als Beschuldigter eine Rolle gespielt.

Abgeordnete Sandra Weegels vertritt die Auffassung, angesichts der gegebenen Zustandigkei-
ten hatten die Angehorigen des getoteten Polizeibeamten ein Kondolenzschreiben aus Hessen
sowie Michael Stirzenberger und die weiteren Verletzten eine Kontaktaufnahme aus Hessen er-
warten koénnen. Die Landesregierung musse an dieser Stelle Verantwortung Ubernehmen.
SchlieBlich stehe in diesem Zusammenhang der Umstand im Raum, dass abgelehnte Asylbewer-
ber in diesem Land Straftaten begehen und Menschen umbringen kénnten. Jenseits der konkre-
ten Tat seien die Bemuhungen der Landesregierung und auch der Bundesregierung ihrer Mei-
nung nach nicht ausreichend, sich dieser Menschen zu entledigen.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck wiederholt, er sei tief betroffen. Sein Mitgeflhl gelte allen von
dieser Tat betroffenen Menschen. Im Ubrigen weise er den fiir ihn wahrnehmbaren Vorwurf zu-
rick, die Landesregierung trage die politische Verantwortung fir diese Tat. Die Trauer um den
getdteten Polizisten verbiete es, an dieser Stelle eine politische Diskussion zu fihren.

Beschluss:
INA 21/36 — 21.01.2026

Der Dringliche Berichtsantrag gilt mit der Entgegennahme des Be-
richts im Innenausschuss als erledigt.

Zu Beginn der Sitzung kam der Ausschuss uberein, den Antrag
der Antragsteller anzunehmen, den Berichtsantrag in 6ffentlicher
Sitzung zu behandeln.

(einvernehmlich)
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6. Dringlicher Berichtsantrag
Sandra Weegels (AfD), Pascal Schieich (AfD), Bernd Erich
Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Arno Enners (AfD),
Patrick Schenk (Frankfurt) (AfD), Markus Fuchs (AfD), Anna
Nguyen (AfD), Andreas Lobenstein (AfD), Robert Lambrou
(AfD), Roman Bausch (AfD)
Veranstaltungssicherheit in Hessen: Erkenntnisse und Reak-
tionen der Landesregierung im Hinblick auf den Mordan-
schlag in GieBen, die Sicherheit auf Weihnachtsmarkten
sowie die Ereignisse in der Silvesternacht
— Drucks. 21/3275 —

Vorbemerkung der Fragesteller:

Die angespannte Sicherheitslage, vor allem bedingt durch das Gewalt- und Bedrohungspotential
islamistischer, krimineller oder psychisch gestorter Auslander und Asylanten, hatte auch in Hes-
sen in der vergangenen Vorweihnachtszeit wieder massive Folgen, die sich vor allem in immer
hoheren Kosten flr Sicherheitsmallnahmen, teils umfangreich gesicherten Weihnachtsmarkten
und steigender Kriminalitatsfurcht niederschlug. Zu letzterem beigetragen hatten auch der mut-
maliliche Mordanschlag eines Aserbaidschaners in Giel3en sowie die Anschlagsplane im benach-
barten Bayern. Darlber hinaus erfordern auch die Ereignisse zum Jahreswechsel und die teils
gewalttatigen Ausschreitungen erneut eine detailliertere Betrachtung.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck:

Mit diesem Dringlichen Berichtsantrag versuchen die Antragsteller ganz bewusst das Bild zu
zeichnen, Hessen sei kein sicheres Land und die Menschen missten hier in Angst leben.

Das Gegenteil ist der Fall. Hessen gehdrt zu den sichersten Bundeslandern. Die Sicherheitsbe-
horden sorgen tagtaglich mit hohem Engagement dafir, dass sich die Blrgerinnen und Blirger
im offentlichen Raum sicher fihlen und Feste und Feierlichkeiten sicher stattfinden kénnen. Hier-
fur verdienen sie Dank, Respekt und Anerkennung.

Allein in der Advents- und Weihnachtszeit fanden landesweit wieder mehrere hundert Weih-
nachtsmarkte statt, die stérungsfrei und ohne sicherheitsrelevante Vorkommnisse verliefen.

Daflir waren tausende Polizistinnen und Polizisten fur die Sicherheit der Burgerinnen und Birger
auf den Advents- und Weihnachtsmarkten im Einsatz. Erhohte Polizeiprasenz, verstarkte Kon-
trollen und andere MalRnahmen wie der Einsatz von Videoschutzanlagen wirken.

Zwischen dem 20. November und dem 22. Dezember 2025 wurden auf den Weihnachtsmarkten
in ganz Hessen rund 1.140 Personen kontrolliert, 34 Personen festgenommen und etwa 206
Platzverweise ausgesprochen. Daneben wurden rund 160 Strafanzeigen und drei
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Ordnungswidrigkeiten aufgenommen, 23 Kdorperverletzungsdelikte und 54 Strafanzeigen von Ta-
schendiebstahlen polizeilich erfasst. Es gab zudem nur wenige Verstoe gegen das Waffenge-
setz und das Cannabisgesetz.

Diese Zahlen sind unter Berlicksichtigung der hohen Besucherzahlen auf unseren Weihnachts-
markten erfreulich niedrig. Dass trotz vieler Besucher keine schwerwiegenden Verstofie oder
Straftaten festgestellt wurden, unterstreicht die Wirksamkeit der SicherheitsmalRnahmen.

Bei Besuchen, Rundgangen und Gesprachen vor Ort auf den Weihnachtsmarkten in Frankfurt
und Fulda konnte ich mich auch persdnlich von den Sicherheitsmalihahmen und der engagierten
Arbeit der Polizei Uberzeugen. Die Polizei hat wesentlich dazu beigetragen, dass sich die Besu-
cherinnen und Besucher auf den Weihnachtsmarkten in Hessen sicher bewegen konnten und
auch fréhlich und entspannt zusammengekommen sind.

Auch die Silvesterfeierlichkeiten waren in der weit Gberwiegenden Zahl friedlich, und Hunderte
Polizeibeamte waren fir die Sicherheit der Birgerinnen und Blrger im Einsatz. Die akribische
Vorbereitung der Polizei und die erarbeiteten Sicherheitskonzepte haben sich auch hier bewahrt.
Mehr Polizeiprasenz, verstarkte Kontrollen und konsequentes Vorgehen bei Verstéien beispiels-
weise gegen das Boéllerverbot haben fir Sicherheit gesorgt.

Die insgesamt positive Bilanz der Weihnachtsmarkte und des Jahreswechsels basiert auch auf
einer Reihe von MaRnahmen, die im letzten Jahr eingeleitet wurden:

e Mit dem Sofortprogramm ,Sicherheit bei Veranstaltungen®, das Anfang April startete, wurde
ein landesweiter Prozess zur Optimierung des Veranstaltungs- und Besucherschutzes ange-
stoRen. Bisher wurden elf Antrage mit einer Férdersumme von insgesamt 925.000 Euro be-
willigt. Kein einziger Antrag wurde abgelehnt. Heute Vormittag durfte ich in Hiinfelden einen
weiteren Antrag positiv bescheiden bzw. den Bescheid uberreichen fur die Gemeinden
Hinfelden, Bad Camberg, Selters und Brechen. Die kirzlich eingegangenen Antrage der
Gemeinde Wehrheim und der Stadt Bad Hersfeld werden derzeit noch geprift. Ich gehe da-
von aus, dass es weitere positive Bescheide geben wird. Ich kiindige ausdrtcklich an, dass
wir unser Férderprogramm in diesem Jahr in gleicher Hohe, also wieder mit 1,5 Millionen
Euro fortsetzen werden.

e Mitte Mai 2025 erging ein Erlass des Landespolizeiprasidiums, der Handlungsunsicherheiten
beseitigt und Augenmal’ und Differenzierung bei sicherheitsrelevanten Entscheidungen vor
Ort gestarkt hat.

e Erganzt wurde er von hessenweiten Informationsveranstaltungen.

e Gerade fur die Weihnachtsmarktzeit wurden dartber hinaus individuell angepasste Sicher-
heitskonzepte erarbeitet. Die Polizei stand dabei in engem Austausch mit Kommunen und
Veranstaltern.

Die Innere Sicherheit hat flr die Landesregierung hochste Prioritat. Dazu gehoéren eine kontinu-
ierliche Starkung der Personalausstattung, eine moderne und einsatzgerechte Ausstattung sowie
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eine fortlaufende Uberpriifung und Weiterentwicklung von Strukturen, Konzepten und Einsatzmit-
teln.

Die hessische Polizei richtet ihre Malhahmen sowie ihre einsatztaktische und strategische Aus-
richtung stets auf der Grundlage einer fortlaufenden, objektiven Analyse des Kriminalitatsgesche-
hens und der jeweiligen Gefahrdungslage aus.

Dabei wird nicht verkannt, dass es in einzelnen Deliktbereichen und Konstellationen statistisch
belegbare Problemstellungen gibt, bei denen auch Tatverdachtige mit auslandischer Staatsan-
gehorigkeit in Erscheinung treten. Das habe ich auch immer wieder 6ffentlich so vertreten. Wer-
den solche Entwicklungen festgestellt, ist es Aufgabe des Rechtsstaates, diesen konsequent und
mit den zur Verfugung stehenden rechtlichen Mitteln entgegenzuwirken.

Zugleich bedeutet das nicht, dass solche Feststellungen pauschale Schlussfolgerungen Gber ein-
zelne Bevolkerungsgruppen rechtfertigen. Nationalitdt oder Herkunft sind fir sich genommen
keine Ursachen von Kriminalitat. Der weit Gberwiegende Teil der Menschen mit Migrationshinter-
grund ist eine Bereicherung fir unser Land und verhalt sich rechtschaffen. Genauso wie in jeder
Bevolkerungsgruppe die meisten Menschen rechtsschaffen sind, gibt es in jeder Bevdlkerungs-
gruppe leider auch Menschen, die sich nicht an das Recht halten. Wir sollten deshalb Straftaten
Einzelner niemals dazu nutzen, Stimmung gegen bestimmte Bevdlkerungsgruppen zu machen.

Die Fragen beantworte ich im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz und fiir den Rechtstaat,
der selbstverstandlich beteiligt worden ist.

l. Zu den Ereignissen in GieBen am 22. Dezember 2025

Frage 1:  Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung hinsichtlich des Geschehen-
sablaufs am 22. Dezember 25 vor, im Rahmen derer ein Aserbaidschaner mit
seinem Fahrzeug mehrere Menschen teils schwer verletzt hatte?

Frage 2: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung (ber die Verletzten bzw. Op-
fer vor? Bitte insbesondere auf Alter, Staatsangehérigkeit, Wohnort und Verlet-
zungsmuster eingehen.

Frage 3: Wo befanden sich die Opfer zum Kollisionszeitpunkt, und woraus resultieren
Jeweils die Verletzungsmuster?

Frage 3: Welche Erkenntnisse hinsichtlich der Motivation des Tatverdédchtigen liegen
zum Berichtszeitpunkt vor?

Frage 4:  Welche Erkenntnisse liegen lber den Tatverdéchtigen generell vor? Bitte ins-
besondere auf Alter, sémtliche Staatsangehérigkeiten, Wohnort und alle ggf.
vorliegenden polizeilichen Vorerkenntnisse mit aussagekréftiger Sachverhalts-
schilderung eingehen.

Frage 10: Welche Aussagen des Tatverdéchtigen, die in der Folge als Indiz fiir eine psy-
chische Erkrankung herangezogen wurden, waren konkret nach der Festnahme
des Tatverdéachtigen zu verzeichnen?
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Frage 11: Welche dariiber hinaus gehenden Indizien fiir eine psychische Erkrankung
des Tatverdéchtigen liegen vor? Bitte alle vorliegenden Indizien wie insbeson-
dere psychiatrische Behandlungen oder vorangegangene psychische Auffél-
ligkeiten aussagekréftig nachskizzieren.

Frage 14: Hat der Tatverdéachtige mittlerweile Einlassungen zu Tatgeschehen und Moti-
vation getétigt? Falls ja: Welche?

Frage 15: Aufgrund welcher konkreten Vorwiirfe im Tatablauf ermittelt die Staatsanwalt-
schaft wegen versuchten Mordes?

Die Fragen 1 bis 4, 10 und 11 sowie 14 und 15 werden wegen des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die Staatsanwaltschaft Gieen fuhrt ein Ermittlungsverfahren gegen einen 32 Jahre alten aser-
baidschanischen Staatsangehdrigen wegen des Verdachts des versuchten Mordes, des gefahr-
lichen Eingriffs in den Strallenverkehr sowie der gefahrlichen Koérperverletzung.

Nach derzeitigem Ermittlungsstand fuhr der Beschuldigte am Nachmittag des 22. Dezember 2025
mit seinem Pkw zunachst auf zwei Pkw im Kreuzungsbereich Westanlage / Frankfurter Stralle /
Seltersweg auf und kollidierte mit diesen, wodurch drei Fahrzeuginsassen leicht verletzt wurden.
Sodann wechselte der Beschuldigte in Hohe der Bleichstralle auf die Gegenspur und fuhr dort
mit erhohter Geschwindigkeit gezielt auf einen unmittelbar vor einer Bushaltestelle geparkten Pkw
auf. Durch den Aufprall wurde dieses Fahrzeug in Richtung der Bushaltestelle geschleudert und
erfasste dort eine 64 Jahre alte Passantin, die infolgedessen schwer verletzt wurde.

Danach setzte der Beschuldigte seine Fahrt — teils unter Nutzung des Gehwegs — fort. Hierbei
touchierte er zwei weitere Personen und verletzte diese leicht. AnschlieRend kollidierte er mit
seinem Pkw mit einer Ampel und fuhr in Richtung Johannesstral3e, wo er mit einem geparkten
Fahrzeug zusammenstiel3 und schlief3lich von einem 29 Jahre alten syrischen Staatsangehdrigen
bis zum Eintreffen der Polizei festgehalten werden konnte. Der Zeuge erlitt hierbei leichte Schnitt-
verletzungen an der Hand.

Die Staatsanwaltschaft Giel3en veranlasste unverziiglich eine Begutachtung durch einen psychi-
atrischen Sachverstandigen, da unter anderem durch Zeugen berichtet wurde, dass der Beschul-
digte unmittelbar nach der Tat wirre und zusammenhanglose AuRerungen getétigt habe.

Zur genauen Tatmotivation kdnnen derzeit noch keine belastbaren Angaben gemacht werden.
Zur Sache hat sich der Beschuldigte bislang nicht geauliert. Aufgrund der durch den Sachver-
standigen gestellten Diagnose und der zusammenhanglosen AufRerungen des Beschuldigten
nach der Tat besteht der dringende Verdacht, dass die Tat aufgrund einer psychischen Erkran-
kung begangen wurde. Es liegen bislang keinerlei Hinweise auf eine politisch motivierte bzw.
terroristische Straftat vor. Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafir vor, dass der Weihnachts-
markt in GielRen das Ziel der Autofahrt des Beschuldigten war.

Das Verfahren wird unter anderem wegen des Vorwurfs des versuchten Mordes gefuhrt, da der
Beschuldigte aufgrund der bisherigen Ermittlungen zielgerichtet auf den vor der Bushaltestelle
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abgeparkten Pkw auffuhr und hierbei zumindest billigend in Kauf nahm, dass in unmittelbarer
Nahe befindliche Personen tddlich verletzt hatten werden kénnen.

Die Staatsanwaltschaft Giel3en flhrt ein weiteres Ermittlungsverfahren gegen den Beschuldigten
wegen des Verdachts der einfachen Korperverletzung. Hintergrund ist ein Vorfall hauslicher Ge-
walt aus dem August 2025 zum Nachteil seiner damaligen Lebensgefahrtin.

Zudem ist ein polizeilicher Einsatz vom 27. November 2025 wegen Ruhestérung bekannt, bei
dem es zum Einsatz des Tasers (DEIG) gegen den Beschuldigten kam. Mit dem Geschehen
erkennbar nicht zusammenhangende AuBerungen, darunter der seinerzeitige Ausruf ,Allahu Ak-
bar® und unpassendes Verhalten des Beschuldigten bei dem Einsatz im November deuteten da-
rauf hin, dass er sich in einem psychisch auffalligen Zustand befand. Der Beschuldigte wurde
deshalb der Psychiatrie der Vitos Klinik zugefiihrt, aus der er am Folgetag wieder entlassen
wurde.

Weitere Erkenntnisse kénnen zum Schutz der laufenden Ermittlungen und aus Grinden des
Schutzes des allgemeinen Personlichkeitsrechts nicht mitgeteilt werden.

Frage 5:  Seit wann hélt sich der Tatverdéchtige im Bundesgebiet bzw. in Hessen auf?
Frage 6:  Wie lautet der Aufenthaltsgrund?

Die Fragen 5 und 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Der Beschuldigte ist am 8. Mai 2022 ins Bundesgebiet eingereist — die Obleute sind falschlicher-
weise Uber ein Datum im Jahr 2025 in Kenntnis gesetzt worden — und verfugt Uber eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 24 Aufenthaltsgesetz (Aufenthaltsgewahrung zum vorlibergehenden
Schutz). Dieses Aufenthaltsrecht ist bis zum 4. Marz 2026 befristet. Der Fortbestand der Aufent-
haltserlaubnis wird gegenwartig gepruft.

Frage 7: Aus welchen Mitteln bestreitet der Tatverdéchtige seinen Lebensunterhalt?
Bitte insbesondere darlegen, ob und in welcher Hohe es sich hier ggf. um Mittel
aus staatlicher Alimentation handelt.

Die Landesregierung hat hieruber keine Kenntnis. Zustandig ist das Jobcenter GielRen. Die Auf-
sicht Uber die Behorde liegt nicht beim Land, sondern beim Bund (§ 47 Absatz 1 SGB II).

Frage 8:  Verfiigt der Téter (iber eine deutsche Fahrerlaubnis? Bitte bejahendenfalls
darlegen, wann und wo diese erworben wurde.

Der Beschuldigte war im Besitz einer deutschen Fahrerlaubnis der Klasse B, die am 10. Januar
2024 vom Landkreis Giel3en ausgestellt wurde.
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Frage 9: War das — ausweislich von Medienbildern — hochpreisige bzw. hochklassige
Tatfahrzeug auf den Tatverdéchtigen zugelassen? Falls ja: Seit wann? Falls
nein: Auf wen war das Fahrzeug zugelassen, und in welcher Beziehung zum
Tatverdéchtigen stand der Halter?

Bei dem Tatfahrzeug handelt es sich um einen 13 Jahre alten Audi A6. Das Fahrzeug hatte zahl-
reiche Vorbesitzer und war von August bis November 2025 auf den Beschuldigten zugelassen.

Am 22. Dezember war das Fahrzeug auf einen Bekannten des Beschuldigten zugelassen, der
das Fahrzeug kurz zuvor vom Beschuldigten erworben hatte.

Frage 12: Verfiigte der Tatverdéachtige vor der Tatbegehung in den polizeilichen Daten-
verbundsystemen (lber den personengebundenen Hinweis ,Psychische und
Verhaltensstérung (PSYV)“?

Nein. Nach den bundesweit einheitlichen Regularien kann dieser Hinweis nur vergeben werden,
wenn ein Arzt festgestellt hat, dass die Person an einer psychischen Erkrankung leidet und dar-
aus Gefahren fur die Person selbst oder andere resultieren. Diese Voraussetzung lag nicht vor.

Frage 12: Wurde der Tatverdéchtige in der Vergangenheit durch die Task Force PAVG
(Psychisch Aufféllige/Vielschreiber/Gewalttéter) einer Uberpriifung unterzo-
gen? Falls ja: Mit welchem Ergebnis, und welche MalBnahmen wurden einge-
leitet? Falls nein: Warum nicht?

Voraussetzung fiir eine Uberpriifung ist der in der Vorfrage thematisierte personengebundene
Hinweis aufgrund einer arztlichen Feststellung. Dieser Hinweis lag nicht vor.

Frage 13: Befindet sich der Tatverdachtige nach wie vor in der Psychiatrie? Falls nein: Wo
befindet sich der Tatverdachtige jetzt?

Der Beschuldigte befindet sich in einer psychiatrischen Kilinik.

Il.  Zur Sicherheitslage auf hessischen Weihnachtsmarkten

Frage 16: Wie viele Weihnachtsmérkte in Hessen wurden in der Vorweihnachtszeit 2025
durch

a) technische Vorrichtungen wie (zertifizierte) Zufahrtssperren, Uberfahrschutz oder
Betonsperren (sog. ,Merkel-Poller”),

b) Sicherheitsdienste
geschlitzt und in welchen kreisfreien Stadten/Gemeinden war dies der Fall?
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Falls der Landesregierung hierzu keine Informationen vorliegen: Warum nicht und
wie méchte sie die Sicherheitslage sowie die Kostenbelastung auf Weihnachtsmérk-
ten valide beurteilen, wenn ihr das nicht bekannt ist?

Frage 17: Wie viele Weihnachtsmérkte wurden aufgrund gestiegener Sicherheitsanforde-

rungen oder -kosten abgesagt? Falls der Landesregierung hierzu keine Infor-
mationen vorliegen: Warum nicht?

Frage 18: Wie viele Kommunen beantragten zum Zwecke der Durchfiihrung eines Weih-

nachtsmarktes Mittel aus dem Programm ,Sicherheit bei Veranstaltungen?*

Frage 19: Um welche Kommunen handelte es sich?

Frage 20: Wie hoch waren jeweils die daraufhin erlassenen Férderbescheide?

Frage 21: Wurden Férderantrage auf Mittel aus dem Programm negativ beschieden? Bitte

bejahendenfalls darlegen, um welche Kommunen es sich handelte und aus wel-
chem konkreten Grund jeweils keine Mittel zur Verfiigung gestellt wurden.

Frage 22: Hélt es die Landesregierung fiir einen zumutbaren Dauerzustand respektive

eine hinzunehmende ,neue Normalitat”, dass immer mehr Weihnachtsmaérkte
vornehmlich wegen der Bedrohungslage durch islamistisch motivierte kriminelle
Auslénder und Asylanten derart massiv geschlitzt werden miissen? Die Antwort
bitte begriinden.

Die Fragen 16 bis 22 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Ich habe mich am 4. Juni 2025 bei der Beantwortung des Dringlichen Berichtsantrages der Frak-
tion der Freien Demokraten, Drucksache 21/2265, zu diesen Fragen geduf3ert und die Zustan-
digkeiten sowie die rechtlichen Zusammenhange dargelegt.

Zur Erinnerung in aller Kurze:

Fir die Sicherheit von Veranstaltungen ist der jeweilige Veranstalter aufgrund seiner Ver-
kehrssicherungspflicht verantwortlich. Der Polizei kommt bei der Erstellung von Sicherheits-
konzepten fir Veranstaltungen eine beratende Rolle zu.

Die Entscheidungen Uber eine Absage werden von den Veranstaltern selbst getroffen.

Die Landesregierung hat keine Kenntnis von abgesagten Weihnachtsmarkten oder zu ange-
brachten Zufahrtssperren. Eine Berichtspflicht besteht weder flir Veranstalter noch flir Kom-
munen.

Es kann allerdings festgestellt werden, dass es zu Absagen allenfalls ausnahmsweise ge-
kommen ist. Die meisten Markte haben wie gewohnt stattfinden kénnen.

Erganzend, insbesondere zum Férderprogramm ,Sicherheit bei Veranstaltungen®, verweise
ich auf meine Vorbemerkung.

Dr/ck 14 INA 21/36 — 21.01.2026

HESSISCHER



% pef

21. WAHLPERIODE i HESSISCHER
el L

el L ANDTAG

Ill. Zum Verlauf des Jahreswechsels 2025/2026

Frage 23: Zu wie vielen Straftaten kam es in Hessen in zeitlichem und sachlichem Zusam-
menhang der Silvesternacht 31. Dezember 2025, 18.00 Uhr / 1. Januar 2026,
06.00 Uhr? Bitte die jeweils betroffenen Strafvorschriften geméal Strafgesetz-
buch und den Nebengesetzen mit ihrer jeweiligen Haufigkeit benennen?

Im Zeitraum vom 31. Dezember 2025, 18 Uhr, bis zum 1. Januar 2026, 6 Uhr, wurden 661 Straf-
taten in Hessen erfasst. Nach derzeitigem Erkenntnisstand ist davon auszugehen, dass es sich
bei 464 dieser Taten um ,silvestertypische Delikte” handelt. Die Zahlen sind jedoch vorlaufig.
Dazu gehoéren 123 Sachbeschadigungen gemal § 303 StGB, 93 Korperverletzungen gemafn
§ 223 StGB, 82 gefahrliche Korperverletzungen gemal § 224 StGB, 24 Bedrohungen gemaf
§ 241 StGB, 18 fahrlassige Brandstiftungen gemafR § 306d StGB und 15 Taschendiebstahle ge-
man § 242 StGB.

Frage 24: Welche Stédte/Gemeinden waren am héufigsten betroffen? Bitte die zehn hes-
sischen Stadte/Gemeinden mit der jeweiligen Anzahl der Delikte nennen.

Die zehn meistbetroffenen Kommunen waren Frankfurt (156 Falle), Kassel (38 Falle), Wiesbaden
(26 Falle), Darmstadt (13 Falle), GielRen (8 Falle), Offenbach am Main (7 Falle), Marburg (6 Falle),
Niddatal (6 Falle), Hanau (5 Falle) und Limburg (5 Fallen).

Frage 25: Zu wie vielen strafbewehrten Angriffen oder Widerstandshandlungen gegen-
liber Polizeibeamten, Feuerwehr- oder Rettungskréften kam es und wo ereig-
neten sich diese? Bitte die Félle jeweils mit kurzer, aber aussagekréftiger Sach-
verhaltsschilderung aufschliisseln.

Es kam zu insgesamt 20 Fallen, wovon zehn Falle als tatlicher Angriff, sieben Falle als Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeamte sowie drei Falle als versuchte oder vollendete gefahrliche
Korperverletzung gegen Rettungs- und Feuerwehrkrafte erfasst wurden. Tatorte der zehn tatli-
chen Angriffe auf Einsatzkrafte der Polizei und des Rettungsdienstes waren Frankfurt, Dietzen-
bach, Seligenstadt, Gelnhausen, Bad Endbach und Kassel. Einsatzkrafte wurden dabei gezielt
mit pyrotechnischen Gegenstanden beworfen oder beschossen. Daneben kam es zu Schlagen,
Tritten, St6Ren sowie dem Versuch eines KopfstolRes. Einsatzkrafte wurden auch bedroht, unter
anderem durch das Hantieren mit einem Messer, und beleidigt.

Die sieben Widerstandsdelikte gegen Vollstreckungsbeamte wurden in ARlar, Neu-lsenburg
(2 Falle), Kassel, Frankfurt (2 Falle) und Breuberg erfasst. Dabei kam es zu Schlagen, Tritten und
zum Versuch koérperlicher Angriffe. In mehreren Situationen sperrten sich die Beschuldigten ge-
gen Festnahmen oder Platzverweise, versuchten sich zu entziehen oder andere Personen anzu-
greifen bzw. festgenommene Personen zu befreien. Teilweise machte der Widerstand den Ein-
satz unmittelbaren Zwangs, einschlief3lich Fesselung und Reizstoffsprihgerat, erforderlich.
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Die drei Falle der gefahrlichen Kérperverletzung gegen Rettungskrafte waren in Frankfurt (2 Falle)
und in Dietzenbach. In einem Frankfurter Fall wurden eingesetzte Feuerwehrkrafte gezielt mit
Feuerwerksraketen beschossen. Auf den anderen Frankfurter Fall gehe ich bei den Folgefragen
naher ein. In Dietzenbach wurden Rettungskrafte beim Beladen einer Patientin mit Feuerwerks-
kérpern beworfen.

Frage 26: Wie viele Bedienstete der in Frage 25 genannten Behdrden und Institutionen
wurden durch diese Taten verletzt? Bitte jeweils auch Art und Schwere der Ver-
letzung nennen.

Funf Polizeibeamte wurden leicht verletzt. Sie erlitten Prellungen, Schirfverletzungen, einen vo-
ribergehenden Tinnitus sowie stumpfe Gewalteinwirkungen infolge von Schlagen oder Tritten.
Darlber hinaus wurden zwei Angehdrige des Rettungsdienstes leicht verletzt. Sie erlitten Prel-
lungen des Oberkdrpers infolge von Schlagen und Tritten.

Frage 27: Gegen wie viele Tatverdadchtige wird angesichts der in Frage 25 bezeichneten
Félle ermittelt? Bitte jeweils aufschllisseln nach Geschlecht, Alter, deutsche
Staatsangehdrige, nichtdeutsche Staatsangehdérige, ,Doppel- oder Mehrfach-
staatler”.

Bislang konnten 15 Tatverdachtige ermittelt werden. Sechs tatverdachtige Manner sind deutsche
Staatsangehdrige im Alter von 63, 45, 27, 26, 22 und 16 Jahren. Doppel- oder Mehrfachstaats-
angehdrigkeiten liegen nicht vor. Drei Tatverdachtige sind polnische Staatsangehorige, darunter
eine 50-jahrige Frau sowie zwei Manner von 48 und 40 Jahren. Zwei tatverdachtige Manner von
18 und 26 Jahren besitzen die afghanische Staatsangehorigkeit. Ferner sind eine 37-jahrige Rus-
sin, ein 22-jahriger Bulgare, ein 18-jahriger Tunesier sowie ein 25-jahriger Osterreicher tatver-
dachtig.

Frage 28: Wie lauten die Vornamen der in Frage 27 benannten Tatverddchtigen mit aus-
schlie3lich deutscher Staatsangehérigkeit?

Diese Diskussionen uber die Bekanntgabe von Vornamen haben wir in diesem Ausschuss schon
einmal gefihrt. Ich bleibe bei meiner Position.

Von der Nennung der Vornamen der Tatverdachtigen sehe ich ab, da dies einen nicht gerecht-
fertigten unverhaltnismagigen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Tat-
verdachtigen darstellt und Vornamen sich im Ubrigen nicht zu Rickschlissen auf einen Migrati-
onshintergrund eignen, den die Fragesteller offenkundig insinuieren und fir Stimmungsmache
nutzen moéchten.
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Frage 29: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung (iber den Bau von Barrikaden
in Frankfurt-Preungesheim vor, die von einer aggressiven Personengruppe er-
richtet worden sein sollen und die mit einem Rdumpanzer beseitigt werden
mussten?

Frage 30: Welche Erkenntnisse sind der Landesregierung im Zusammenhang mit den in
Frage 29 bezeichneten Ereignissen lber die Personengruppe / die Tatverdéch-
tigen bekannt? Bitte insbesondere auf Alter, Geschlecht, Wohnort, sémtliche
Staatsangehdrigkeiten und Motivationslage eingehen.

Die Fragen 29 und 30 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Am 1. Januar 2026 ging gegen 00:30 Uhr eine Meldung tUber angeblich errichtete Barrikaden in
der Jasperstralte im Frankfurter Stadtteil Preungesheim und Gber den Beschuss von Einsatzkraf-
ten mit Feuerwerkskorpern ein. Vor Ort bestatigte sich das nicht. Es konnten keine Barrikaden
festgestellt werden. Es wurde nur ein umgeknicktes Verkehrsschild vorgefunden, das von der
Fahrbahn entfernt wurde. Mit Blick auf das umgeknickte Schild konnten bislang keine Tatverdach-
tigen ermittelt werden.

Frage 31: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung (iber den brutalen Angriff auf
die Besatzung eines Rettungswagens in der Frankfurter Fahrgasse vor?

Frage 32: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung in diesem Zusammenhang
tiber die fiir den Angriff verantwortliche Personengruppe vor? Bitte im Falle,
dass bereits Tatverdachtige bekannt sind, die auch in Frage 30 bezeichneten
personenbezogenen Erkenntnisse mitteilen und insbesondere die Vornamen
der Tatverdéachtigen nennen, die ausschlie3lich liber die deutsche Staatsange-
hoérigkeit verfiigen.

Die Fragen 31 und 32 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Am 1. Januar 2026 befand sich die Besatzung des betroffenen Rettungswagens gegen 00:11 Uhr
auf dem Weg zu einem Einsatz. Der Rettungswagen befuhr unter Nutzung von Sonder- und We-
gerechten vom Romerberg kommend die Strae Fahrtor. Fahrtor und Mainkai waren stark fre-
quentiert. Eine Weiterfahrt des Rettungswagens wurde zunachst durch eine grof3ere Personen-
gruppe verhindert.

Nach aktuellem Stand der Ermittlungen schlugen und traten mehrere Personen gegen den Ret-
tungswagen. Hierbei entstand eine Delle in der Motorhaube. Zudem wurden die Spiegeleinsatze
der AulRenspiegel sowie ein Kennzeichen abgerissen. Der Rettungswagen blieb jedoch weiterhin
einsatzfahig.

In diesem Zusammenhang bemerkte die Rettungswagenbesatzung, dass sich drei mannliche
Personen sowie eine minderjahrige weibliche Person unbefugt Zutritt zum Behandlungsraum des
Rettungswagens verschafft hatten. Ziel war es offenbar, eine zweite minderjahrige weibliche
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Person, die nicht ansprechbar war, auf der Trage abzulegen. Die weibliche Begleitperson au-
Rerte, dass die betroffene Person Hilfe bendtige und nicht atme.

Der auf dem Beifahrersitz befindliche spatere Geschadigte forderte die Manner zunachst auf, den
Rettungswagen zu verlassen, was sie auch taten. Anschliel3end verlie® der Geschadigte selbst
den Rettungswagen, um Uber die seitliche Schiebetiir zu den beiden Frauen zu gelangen.

Dort angekommen wurde der Geschadigte von einem bislang unbekannten Mann von hinten ge-
treten oder geschlagen, sodass er gegen das Fahrzeug stlrzte und zu Boden ging. Nachdem er
sich wieder aufgerichtet hatte, nahm er einen weiteren unbekannten Mann wahr, der demonstrativ
mit einem Messer hantierte. Der Geschadigte begab sich daraufhin in den Behandlungsraum des
Rettungswagens und schloss die Tdr.

In der Folge fuhrte der Geschadigte die medizinische Erstversorgung der Patientin durch. Der
Fahrer konnte den Rettungswagen schlie3lich aus der Menschenmenge in Richtung Mainkai
steuern und die Patientin in ein nahegelegenes Krankenhaus verbringen. Wahrend der Weiter-
fahrt wurde der Rettungswagen erneut mit Pyrotechnik beschossen.

Die Besatzung des Rettungswagens konnte keine detaillierte Personenbeschreibung des Angrei-
fers abgeben. Am 5. Januar 2026 wurde daraufhin eine Offentlichkeitsfahndung zur Ermittlung
des Taters eingeleitet, die aber bislang zu keinen neuen Erkenntnissen geflhrt hat.

Ich will es deutlich sagen: Ich finde es unertraglich, dass Rettungskrafte, die Erste Hilfe leisten,
bei ihrer Arbeit im Dienst fir andere angegriffen werden. Ich bin Uber diese Geschehnisse fas-
sungslos und entsetzt und wiinsche mir, dass die Tater bald gefunden werden.

Frage 33: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung hinsichtlich des Barrikaden-
baus respektive den Miilltonnenbrdnden in den Frankfurter Stadtteilen Bona-
mes, Griesheim, Ginnheim und Rédelheim vor?

In den Stadtteilen kam es zu mehreren Meldungen tGber Gegenstande auf Fahrbahnen sowie zu
Branden von Milltonnen. Festgestellt wurden unter anderem Miilltonnen und Einkaufswagen, die
auf die Fahrbahn gerollt oder dort abgelegt worden waren. Die eingesetzten Beamten konnten
sie mit geringem Kraftaufwand an den Fahrbahnrand rdumen. Einsatzkrafte von Feuerwehr und
Polizei wurden dabei vereinzelt mit Feuerwerkskorpern beworfen.

Frage 34: Kann die Landesregierung bestétigen, dass es sich bei den mutmaflichen Ver-
ursachern/Tatverdachtigen dhnlich wie in Vorjahren gré3tenteils um in diesen
Stadtvierteln wohnhaftes ausléndisches Problemklientel bzw. Problemklientel
,mit Migrationshintergrund” handelt? Die Antwort bitte begriinden.

Frage 39: Ist die Landesregierung der Auffassung, dass durch das aggressive Auftreten
von "Auslénderbanden” und anderer Gruppen, vorwiegend bestehend aus
ménnlichen Personen mit Migrationshintergrund, sicheres und friedliches
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Feiern in hessischen Innenstadten, wie beispielsweise Frankfurt, gestért oder
gar unméglich ist/sein wird? Die Antwort bitte begriinden.

Frage 40: Falls Frage 39 bejaht wird: Wie erklart sich die Landesregierung, dass immer
groBere Teile der einheimischen Bevdlkerung, insbesondere Frauen, gerade an
Silvester aus den in Frage 39 genannten Griinden den Bereich der hessischen
Innenstéadte meiden?

Aufgrund des Sachzusammenhanges werden die Fragen 34, 39 und 40 gemeinsam beantwortet.

Nein. Tatverdachtige wurden in diesen Fallen bislang nicht identifiziert. Dartber hinaus verweise
ich auf meine Vorbemerkung.

Frage 35: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung lber das Totungsdelikt in der
Wiesbadener Innenstadt vor?

Frage 36: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung liber das Opfer vor? Bitte ins-
besondere auf Alter, Geschlecht, Wohnort, sémtliche Staatsangehdrigkeiten
und Vorbeziehung zu Tatverdéachtigen eingehen.

Frage 37: Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung lber die zwischenzeitlich er-
mittelten bzw. festgenommenen Tatverdéchtigen vor? Bitte insbesondere auf
Alter, Geschlecht, Wohnort, sémtliche Staatsangehdrigkeiten, Aufenthaltsgrund
bei ausldndischer Staatsangehdrigkeit und Tatmotivation eingehen.

Die Fragen 35 bis 37 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Die Staatsanwaltschaft Wiesbaden flhrt im Zusammenhang mit der Tétung eines 23-Jahrigen
sowie der versuchten Tétung eines 22-Jahrigen im Wiesbadener Innenstadtviertel "Am Schul-
berg" ein Ermittlungsverfahren gegen zwei 22-jahrige deutsche Beschuldigte.

Nach bisherigem Ermittlungsstand trafen die beiden Beschuldigten am spaten Abend des 31. De-
zember 2025 kurz vor dem Jahreswechsel im Bereich "Hirschgraben" auf eine Gruppe von min-
destens flnf ihnen bekannten Personen, hierunter die Geschadigten.

Nachdem sie die Beschuldigten wegen eines vermeintlichen Diebstahls zum Nachteil eines wei-
teren Bekannten der Geschadigten zur Rede gestellt hatten, reagierten die Beschuldigten zu-
nachst verbal aggressiv, zogen sich nach Zeugenangaben jedoch vorerst in die Wohnung ihrer
Mutter zurlck.

Wenige Minuten spater kehrten sie zurtick zu der Gruppe um die Geschadigten, wobei sie sich
mutmallich in der Wohnung ihrer Mutter mit zumindest einem Messer sowie einer Gaspistole
ausgestattet und den gemeinsamen Plan gefasst hatten, die Geschadigten unter Einsatz des
Messers zu attackieren und dabei zumindest billigend in Kauf nahmen, sie zu téten.

Nach Angaben eines Geschadigten ging nunmehr einer der beiden Beschuldigten unvermittelt
dazu Uber, mit dem Messer auf den Halsbereich eines Geschadigten einzustechen. Er verstarb
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noch an der Tatértlichkeit aufgrund des hohen Blutverlusts. Dem weiteren Geschadigten flgten
die Beschuldigten eine tiefe Schnittwunde am linken Oberarm zu.

Die beiden Beschuldigten flohen zunachst von der Tatértlichkeit, konnten jedoch aufgrund von
Zeugenangaben rasch durch Polizeikrafte festgenommen werden.

Am 2. Januar 2026 erlie® der Haftrichter des Amtsgerichts Wiesbaden auf Antrag der Staatsan-
waltschaft Haftbefehle gegen die Beschuldigten wegen des dringenden Tatverdachts des ge-
meinschaftlichen Totschlags sowie des gemeinschaftlichen versuchten Totschlags in Tateinheit
mit gefahrlicher Kérperverletzung und setzte sie im Rahmen der Vorfihrung am selben Tage in
Vollzug.

Weitere Erkenntnisse kénnen zum Schutz der laufenden Ermittlungen und aus Griinden des
Schutzes des allgemeinen Persdnlichkeitsrechts nicht mitgeteilt werden.

Frage 38: Wie bewertet die Landesregierung, vor allem angesichts der auch in den Me-
dien berichteten zahlreichen Angriffe auf Rettungskréfte, insgesamt die Ereig-
nisse in der Silvesternacht, vor allem in Frankfurt?

Wie ich in meiner Vorbemerkung schon ausgefiihrt habe, verlief die Silvesternacht Uberwiegend
friedlich. Die festgestellten silvestertypischen Straftaten bewegten sich im erwartbaren Rahmen
und wurden durch die Polizei professionell sowie mit konsequentem Einschreiten verfolgt. Der
weitgehend friedliche Verlauf ist insbesondere auf die gute Vorbereitung der Polizei mit umfas-
senden Sicherheits- und Mallnahmenkonzepten, starke Polizeiprasenz und offensive, lageange-
passte Kontrollen zurtickzuflihren. Gleichwohl kam es zu 20 Straftaten zum Nachteil von Einsatz-
kraften der Polizei, der Feuerwehr und der Rettungsdienste.

Angriffe auf Einsatzkrafte verurteile ich auf das Scharfste. Sie sind nicht nur schwerwiegende
Angriffe auf die Betroffenen, sondern auch auf die Grundwerte unseres gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens.

Die Landesregierung ist der Uberzeugung, dass Angriffe auf Einsatzkréafte harter bestraft werden
mussen, und hat schon im September 2024 einen Antrag zur Erhéhung des Strafrahmens bei
tatlichen Angriffen auf Einsatzkrafte in den Bundesrat eingebracht. Ich begrifie es sehr, dass die
Bundesregierung nun ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren auf den Weg bringen will.

Neben der strafrechtlichen Verscharfung ist auch eine Starkung der gesellschaftlichen Kultur des
Respekts gegenulber Einsatzkraften erforderlich, die sich taglich fir den Schutz und die Sicherheit
der Burgerinnen und Burger einsetzen. Vor diesem Hintergrund hat die Landesregierung im Sep-
tember 2024 ein Respekt-Paket flr Einsatzkrafte vorgestellt, das Malklnahmen zur starkeren An-
erkennung der geleisteten Arbeit, zur sicherheitsrelevanten Ausstattung sowie zur Sichtbarkeit
und Wertschatzung umfasst.
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Abgeordneter Dirk Gaw: Sehr geehrter Herr Staatsminister, bevor ich meine Frage stelle, méchte
ich mich zunachst Ihren Worten in Bezug auf die Angriffe auf unsere Einsatzkrafte anschlie3en.
Obwohl ich weil}, dass warme Worte nicht viel nutzen, méchte ich ferner die Gelegenheit nutzen,
meine absolute Hochachtung auszusprechen fiir den Rettungsassistenten beziehungsweise den
Rettungssanitater, der kurz zuvor selbst angegriffen wurde und sich danach noch um eine Pati-
entin, um die vermeintlich oder vermutlich bewusstlose Frau gekimmert hat. Hier wird deutlich,
was in diesen Leuten steckt und wie sie ihre Arbeit machen. Deshalb ist es umso schandlicher,
dass sie nicht nur gehindert, sondern auch angegriffen werden, und zwar hinterriicks und hinter-
listig. Das halte ich fur absolut unertraglich.

Nun mdchte ich zu meiner Frage kommen. Solche Angriffe machen ja etwas mit einem Men-
schen. Sicherlich gibt es Menschen, die sehr robust sind und darliber hinwegsehen. Es gibt aber
auch Menschen, bei denen passiert etwas. Wir reden hier ja immer Uber Angriffe und Uber Ver-
letzungen, aber Uber das, was danach kommt, reden wir relativ selten. Insofern méchte ich gerne
wissen, ob die angegriffenen Einsatzkrafte wieder dienstfahig sind. Geht's denen gut? Dirfen Sie
daruber etwas berichten?

Abgeordnete Sandra Weegels: Sehr geehrter Herr Staatsminister, vielen Dank flr die Beantwor-
tung des Dringlichen Berichtsantrags. Wenn man sich einmal Ihre Eingangsworte zu Gemute
fuhrt, auch nachdem Sie den Bericht gegeben haben, muss man ganz grundsatzlich sagen: Wir
machen von unserem parlamentarischen Recht der Frage im Rahmen eines Dringlichen Berichts-
antrags Gebrauch. Dieses Recht nehmen wir in Anspruch. Das einmal vorweg. Dabei verfolgen
wir ganz bestimmt nicht die Absicht, in irgendeiner Form Angstmache zu betreiben.

Die Schonfarberei aber, die Sie hier betreiben, ist fir mich teilweise wirklich unertraglich, Herr
Innenminister. Sie rekurrieren immer wieder auf die PKS. Wir wissen doch alle, dass die Zahl der
Delikte steigt, vor denen die grote Verbrechensfurcht herrscht. Insofern kann mitnichten eine
positive Bilanz zu diesem Jahreswechsel gezogen werden, dies insbesondere deshalb, wenn ich
mir die Antworten auf den Dringlichen Berichtsantrag zu Gemute fihre. Obwohl man noch nicht
einmal weil3, welches Motiv der Tater in Giel3en hatte, wird am Ende gesagt, es hatte mit dem
Weihnachtsmarkt nichts zu tun gehabt. Ich bin da ganz anderer Meinung.

(Zuruf Abgeordnete Lara Klaes)

—Ja, genau. Das ist meine Interpretation, Frau Klaes. Sie kénnen sich gleich auch gerne umfas-
send dazu aufiern. Ich bin sehr gespannt, was Sie dazu zu sagen haben.

Eines ist jedoch unstrittig. Da wird mir der Personenkreis, der hier anwesend ist, sicherlich zu-
stimmen: Unsere Weihnachtsmarkte gleichen Festungen. Das ist so. Ich kenne noch Weihnachts-
markte, da brauchte man das nicht. Da brauchten wir keine Hunderte von Polizeibeamten, die
unsere Weihnachtsmarkte schitzen. Diese Zeiten gab es.

Ich war manchmal mit zwei Streifen vom 1. Revier unterwegs. Wir wurde Uber den Weihnachts-
markt geschickt. Das war vdllig friedlich und vdllig unproblematisch. Damals gab es berhaupt
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keinen Grund, Angst zu haben, dass da irgendetwas passiert. Deswegen wundert es mich, dass
wir anscheinend zu einer neuen Normalitdt Gbergegangen sind. Natdrlich gebUhrt der Polizei
Dank daflir, dass sie die Weihnachtsmarkte schitzt. Aber dass es Uiberhaupt so weit kommt, ist
schon Irrsinn.

Deshalb werden wir immer wieder betonen, dass das so einfach nicht in Ordnung ist und dass
wir es anders haben wollen. Auf der anderen Seite wissen wir, dass die Tater, die zu ihren Taten
schreiten, ob auf dem Anlagenring in Giel3en, wo ich mich sehr gut auskenne, oder auf Weih-
nachtsmarkten, doch immer wieder Wege finden, auch wenn Sie noch so viel Sperren aufstellen.
Diese Tater finden Wege, um Menschen zu verletzen oder gar umzubringen. Wir kdnnen froh und
dankbar sein, dass an diesem Tag niemand gestorben ist.

Ich frage mich, welche Haltung Sie dazu einnehmen, Herr Innenminister. Fihren wir uns einmal
zu Gemdte, was Sie bei der Amtseinfuhrung von LKA-Prasident Muth gesagt haben. Da haben
Sie die Hoffnung gedullert, dass die Weihnachtsmarkte zwar jetzt noch nicht rum seien, aber bis
jetzt ist alles friedlich verlaufen sei. Dabei haben Sie auch den Polizeikraften Dank ausgespro-
chen, die das ermdglichen.

Brauchen wir wirklich diese Habachtstellung nach dem Motto: ,hoffentlich geht alles gut*? Ab-
schlielRend sicher sind wir uns anscheinend alle nicht. Egal, wie viele Schutzmallnahmen laufen,
egal, wie viele Gelder fliel3en, egal, wie viele Gelder eingestellt werden, das sind alles nur Symp-
tomheilungen. An den Ursachen wird aber nicht gearbeitet. Insbesondere angesichts der Vorfalle
rund um diese Silvestergeschichten will ich mich einfach nicht damit abfinden, dass das zur neuen
Normalitat wird.

Sie haben Frage 22 gar nicht beantwortet. Ich will Ihnen hierzu einmal eine kleine Anekdote er-
zahlen. 2005, 2006 habe ich mit Freunden Silvester in der Marburger Oberstadt gefeiert. Um
Mitternacht wollten alle anstof3en. Genau die Personengruppen, auf die wir abstellen, haben Ra-
keten auf uns gerichtet. Diese sind mir durch die Beine geflogen. Meine Nylonstrumpfhose ist
versengt worden. Das war damals schon ein Problem, und es ist immer mehr geworden. Das ist
Uber 20 Jahre her.

Und was hat man getan? Es wird nicht gesamtgesellschaftlich debattiert. Personengruppen wer-
den nicht herausgegriffen, sodass man sagt: Wir missen hier etwas tun und daran arbeiten, dass
so etwas nicht mehr passiert. — Nein. Was wurde stattdessen gemacht? Die Oberstadt ist aus
Brandschutzgriinden gesperrt worden. Da wird halt nicht mehr gebdllert. Da werden auch keine
Raketen mehr geschossen.

So wird seit 20 Jahren jedes Jahr aufs Neue mit dieser Thematik umgegangen. Wir sind erschiit-
tert. Hinzu kommt das Problem mit den Rettungskraften, die in der ersten Reihe stehen und die
nur helfen wollen. Sie helfen jedem, egal auf welcher Seite er steht. Das nehmen wir alles hin.

Sie behaupten nun in lhrem Eingangsstatement, wir wirden Angst und Panik verbreiten wollen.
Sie erzahlen uns hier, Sie seien auf Weihnachtsmarkten gewesen und hatten mit den Leuten
gesprochen, die sich alle sicher flihlen wirden. Reden Sie auch mit den Menschen, die nicht

Dr/ck 22 INA 21/36 — 21.01.2026



% pef

21. WAHLPERIODE i HESSISCHER
el L

el L ANDTAG

hingegangen sind? Reden Sie auch mit den Menschen, die dort sind und sagen, dass sie ein
ungutes Geflihl haben, weil sie nicht wissen, ob der Schutz ausreicht? Das ist doch nicht in Ord-
nung. Das ist eine Normalitat, die wir nicht méchten. Wir als AfD wollen sie definitiv nicht. Das
kann ich sagen.

Es gibt da draufien viele Menschen, die das auch nicht mehr wollen. Mittlerweile sind es bundes-
weit Uber 25 Prozent. Insofern méchte ich Sie bitten, auf Frage 22 vielleicht doch noch eine Ant-
wort zu finden. Gleiches gilt fur die letzte Frage die Frauensicherheit betreffend. SchlieRlich ist es
auch ein ganz grof3es Thema in der Koalition, Frauensicherheit herzustellen.

Am Wochenende hatten Sie Gelegenheit, die Mallihahmen der BAO Zeil zu verfolgen. Insofern
wlrde mich interessieren, was Sie dazu sagen, dass Polizeiprasident Stefan Miller sagt, Frauen
wirden die Zeil meiden und wollen dort nicht mehr einkaufen oder spater am Abend unterwegs
sein. Diese Entwicklung kann man nicht gut finden. In diesem Zusammenhang wirde mich auch
einmal interessieren, um welchen Phanotyp des Taters es geht.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck: Frau Weegels, es bleibt dabei, dass wir eine vollstandig un-
terschiedliche Wahrnehmung von unserem Land haben. Ich verkenne aber nicht — das betone
ich immer wieder —, dass wir sicherheitspolitische Herausforderungen haben.

Innenminister — dazu gehére ich auch — weisen immer wieder darauf hin, dass wir eine ange-
spannte Sicherheitslage haben. Das hat verschiedene Ursachen. Das lasst sich nicht allein auf
die islamistischen Gefahren reduzieren. Das will ich auch deutlich sagen. Die Sicherheitslage ist
aber allgemein angespannt. Das haben leider auch Terrortaten in unserem Land in den vergan-
genen Monaten immer wieder deutlich gemacht.

Wir kénnen aber mit dieser Lage erfolgreich umgehen und gehen in Hessen erfolgreich damit um,
indem wir entsprechende MalRnahmen treffen, indem wir beispielsweise auf eine hohe polizeiliche
Prasenz setzen und damit verhindern, dass es zu gravierenden Straftaten kommt. Darum geht
es. Wir kdnnen Probleme nicht wegzaubern, und Sie haben daftir auch keine Lésungen. Das will
ich sehr deutlich sagen. Ihre einfachen Antworten wiirden unser Land an keiner Stelle sicherer
machen. Naturlich ist jede Straftat an Silvester eine zu viel. Dartber brauchen wir nicht zu disku-
tieren. Ich wirde mir ein friedlicheres Silvester wiinschen.

Wir mUssen aber die gesamte Bandbreite des Bundeslandes mit Gber 6 Millionen Menschen und
Uber 400 Kommunen sehen. Da ist es jedenfalls ganz Gberwiegend friedlich zugegangen. Das ist
die Bilanz. Ebenso richtig ist, dass es auch negative Auswichse und Erscheinungen gegeben
hat. Das habe ich in der Beantwortung ja auch deutlich gemacht. Diese konzentrieren sich auf
die grofRen Stadte, beschranken sich aber nicht darauf. Auch das habe ich deutlich gemacht, und
darauf wird ja auch reagiert.

An dieser Stelle ist selbstverstandlich ein konsequentes Durchgreifen durch die Ermittlungsbe-
hoérden und auch durch die Justiz erforderlich. Es ist ja nicht so, dass das am Ende folgenlos
bleibt. Selbstverstandlich missen wir auch in die Gesellschaft hineinwirken — das habe ich in den
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Antworten auch hervorgehoben — und fir eine Kultur des Respekts werben; denn so kann in der
Tat nicht weitergehen, dass es jedes Jahr zu mehr als 5.000 Angriffe auf Einsatzkrafte in Hessen
kommt.

Es ist aber falsch und auch voéllig verkiirzt, immer wieder eine Verbindung zu einer ganz bestimm-
ten Bevolkerungsgruppe herzustellen. Ich sage lhnen nicht die Vornamen, aber wenn ich lhnen
die Vornamen sagen wurde, wurden Sie, glaube ich, nicht die Vornamen wahrnehmen, die Sie
erwarten — um das auch einmal ganz deutlich zu sagen.

Ich habe zum Teil Nationalitdten genannt. Es ist leider eine Erscheinung, die in allen Teilen der
Bevdlkerung vorkommt, vornehmlich bei jungen Mannern, die in Gruppen unterwegs sind, die
Alkohol trinken und dadurch enthemmt sind. Das ist an Silvester leider ausgepragter als an an-
deren Tagen des Jahres. Ich glaube, da miissen wir ansetzen, und da setzen wir auch an.

Das kénnen wir als Politik aber nicht alleine gestalten. Da ist die Gesellschaft gefragt. Das ist der
Schlissel, um zu mehr Friedlichkeit in der Gesellschaft insgesamt zu kommen. An dieser Stelle
finde ich die Reihe ,Cops im Dialog“ sehr hilfreich. Es ist beeindruckend, wie unsere Polizisten in
den Schulen mit jungen Menschen diskutieren. Das ist jedenfalls auch ein Beitrag dazu, die Ab-
laufe bei der Polizei verstandlich zu machen und damit zu mehr Respekt zu kommen.

Zur Wahrheit gehort, dass es in anderen Bundeslandern schlimmere Vorkommnisse gab. Zur
Wahrheit gehért auch, dass im Jahr zuvor das Straftatenaufkommen grofer war und es mehr und
starkere Angriffe auf Einsatzkrafte gab. Das ist trotzdem keine sehr positive Beschreibung, weil
die Zahlen immer noch auf einem hohen Niveau sind. Das ist aber auch ein Hinweis darauf, dass
die Malknahmen, die die Polizei ergriffen hat, insgesamt wirken.

Die Geschehnisse in Wiesbaden sind schrecklich, kdonnen aus meiner Sicht aber nicht unmittelbar
mit der Silvesternacht in Verbindung gebracht werden. Straftaten passieren leider immer wieder
auch in unserem Bundesland. Das lasst sich nicht verhindern.

Frau Weegels, mit Blick auf GieRen malien Sie sich Interpretationen an, die Ihnen aus meiner
Sicht so nicht zustehen. Es sind reine Spekulationen, wenn Sie das mit dem Weihnachtsmarkt in
Verbindung bringen und versuchen, ein Terrormotiv mit hineinzubringen.

Ich vertraue an dieser Stelle den Ermittlern. Diese sind dafur zusténdig, die Tat aufzuklaren und
die Motivation des Taters und auflerdem zu klaren, ob es einen politischen oder gar terroristi-
schen Hintergrund gab.

Im Ubrigen stammt das, was ich lhnen vorgetragen habe, aus der Feder der Staatsanwaltschaft
oder ist zumindest mit dieser abgestimmt. Das heif3t, das ist der aktuelle Ermittlungsstand. Inso-
fern warne ich davor, entgegen dieser Angaben andere Spekulationen anzustellen. Das finde ich
jedenfalls nicht verantwortungsvoll. Das untergrabt letztlich auch das Vertrauen in diejenigen, die
dafur zustandig sind, die Ermittlungen zu betreiben.

Herr Gaw, ich kann nicht im Einzelnen sagen, inwieweit die Geschadigten wieder dienstfahig sind.
Wir sind von insgesamt 14 verletzten Polizisten ausgegangen. Ich kann sagen, dass es
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gliicklicherweise keine schweren Verletzungen gegeben hat. Nach meinem Kenntnisstand sind
alle wieder dienstfahig. Herr Paschek nickt. Das kénnen wir als Innenministerium dazu sagen.
Fir die Rettungsdienste sind andere verantwortlich, fir die Feuerwehren auch. Aber ich bin si-
cher, dass alle eine Betreuung erfahren. Die Polizisten erfahren das jedenfalls. Wir haben ferner
den polizeipsychologischen Dienst, der hier ebenfalls Unterstitzung leistet.

Eine hessische Besonderheit — das ist allerdings nur ein Baustein — ist die Angriffsentschadigung.
Die gibt es nur bei uns. Damit haben Einsatzkrafte, die angegriffen werden, einen Anspruch auf
eine Entschadigung in Hohe von 2.000 Euro. Das ist nicht die Losung fiir alle Schaden, die erlitten
werden, aber es ist ein Beitrag und ein Zeichen, das bei den leider Betroffenen immer wieder gut
ankommt.

Abgeordneter Holger Bellino: Es ist immer wieder das gleiche Muster, das man von der AfD,
insbesondere von der Kollegin hort, mit dem etwas unterstellt wird. Der Minister hat eindeutig,
ganz klar und zu Recht gesagt, dass es auf den Weihnachtsmarkten unterm Strich harmonisch
zugegangen ist, weil die allermeisten Besucherinnen und Besucher dort friedliebend unterwegs
waren und Gott sei Dank nicht zu Schaden gekommen sind. Das ist nichts Beschénigendes, son-
dern die Beschreibung der Realitat.

Sie sprechen immer von der sogenannten guten alten Zeit. Ich weil} nicht, was Sie damit meinen.
Vielleicht die Zeit, als man nicht die praklinische Versorgung hatte, die man heute hat, als die
Rettungs- und Feuerwehrfahrzeuge und die Polizei nicht so gut ausgestattet waren, wie das heute
der Fall ist. Keine Ahnung, was Sie mit dieser guten alten Zeit meinen.

Sie unterstellen immer wieder, man wirde etwas beschonigen, wenn man sich sachlich statt hys-
terisch mit einer Problemstellung auseinandersetzt. Das ist meines Erachtens eine Unverschamt-
heit. Zudem insinuieren Sie, man wurde nur auf die schauen, die da waren. Sie waren doch wahr-
scheinlich auch auf den Weihnachtsmarkten. Ich habe nicht festgestellt, dass dort weniger Fre-
quenz war als in den Jahren zuvor. Das hat natlrlich damit zu tun, dass man eben nicht einfach
weggeschaut und das nicht einfach ignoriert hat. Vielmehr war man bereit, im vergangenen Jahr
zusatzliche Gelder des Landes Hessen in die Hand zu nehmen. Ferner wurde bewusst Aufkla-
rungsarbeit in den Kommunen und mit den Kommunen betrieben. Da hat man gemeinsam ge-
schaut, welche Sicherheitskonzepte gebraucht und welche nicht gebraucht werden.

Diese Tour durch Hessen gab es bewusst aus dem Grund, weil man gesagt hat, dass man nicht
will, dass immer weiter aufgertstet wird, dass das Land gewisse Vorgaben macht und die Lan-
despolizei vor Ort noch was draufsetzt, das Ordnungsamt noch was draufsetzt und Feuerwehr
und Rotes Kreuz auch noch etwas obendrauf setzen. Ich weil}, wovon ich rede. Das hat es auch
gegeben, damit man nachher sagen kann, wir haben alles getan. Diese beiden Dinge, auf der
einen Seite die Schutzmafinahmen, die verstarkte Prasenz der Polizei, und auf der anderen Seite
das Erklaren im Vorfeld haben dazu geflihrt, dass es in den allermeisten Fallen friedlich abging.
Bei den Fallen, in denen es tatsachlich zu diesen unséglichen Ubergriffen kam, sind wir uns doch
hoffentlich alle einig, dass das keiner gut findet. Aber das beschonigt doch auch niemand. Zu
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unterstellen, dass hier etwas beschénigt wird, in dem Fall vom Innenminister, ist eine Unver-
schamtheit. Das hat Uberhaupt nichts mit der Person zu tun und Gberhaupt nichts mit der hessi-
schen Politik der vergangenen Jahre.

Ich darf daran erinnern, dass wir Hessen es waren, die § 110 verscharft haben, sodass das Straf-
mald héher ist, wenn Retter, wenn Polizistinnen und Polizisten oder wenn Feuerwehrleute ange-
griffen werden. Nun wird auch dariiber nachgedacht — und das wird auch umgesetzt —, dass diese
Leute, sofern man ihrer habhaft wird, nicht mehr mit einer Geldstrafe davonkommen, sondern in
den Knast einziehen. Insofern zu sagen, man wirde beschdnigen, man wirde das durch eine
rosa-rote Brille sehen, ist — ich wiederhole das gerne — eine Unverschamtheit. Aber das passt —
wie bei dem vorigen Berichtsantrag — genau in |hr Bild.

Sie instrumentalisieren eine Thematik auf dem Ricken der Opfer. Sie schamen sich noch nicht
einmal daflr. Auf den Opfern wird herumgeritten, damit man dann irgendwelche Bilder stellen
kann. Meistens betrifft das die Frage der Nationalitdt der potenziellen Tater. Dabei blenden Sie
aus — das hat dieser Berichtsantrags gezeigt —, dass sich das durch alle gesellschaftlichen
Schichten, vor allem aber auch durch die verschiedensten Nationen zieht. Es waren ja auch Deut-
sche dabei, die diese unséaglichen Ubergriffe getatigt haben.

Zudem blenden Sie aus, dass Radikalisierungstendenzen in den sozialen Medien dazu beitragen,
dass es diesen ganzen Mist gibt, den man sich da anschauen muss. Gewalt wird verniedlicht.
Hinzukommt der Alkohol, der heute leichter verflgbar ist. In friiheren Jahren, in der guten alten
Zeit konnte man sich den Schnaps, den man heute nachgeschmissen bekommt, Giberhaupt nicht
leisten.

Das sind doch alles Dinge, die ebenfalls eine Rolle spielen. Sie jedoch erheben den Vorwurf, man
verschlief3e die Augen und man mache nichts. Ich hoffe, dass ich dargestellt habe, dass das nicht
richtig ist. Dann zu sagen, da werden einfach irgendwelche Gebiete gesperrt, um Schaden zu
verhindern. Ja, die Gebiete werden auch gesperrt. Man kann dazu stehen, wie man will. Tier-
schutz, Bollerverbot usw. Ab dem 1. Advent wird darUber diskutiert. Das geht bis hin zur Frage
des Brandschutzes. Es gab schon Bereiche in Stadten, die wurden schon vor zehn Jahren ge-
sperrt, weil man gesagt hat, dass das aus Brandschutzgrinden zu gefahrlich ist. Damit meine ich
nicht nur Sylt oder andere Ostseeinseln, sondern damit meine ich auch andere Innenstadte, auch
hier in Hessen. Das hat also nichts damit zu tun, dass man sagt, dass wir das zu machen, damit
niemand auf dumme Gedanken kommt.

Ich sage es noch einmal: Angesichts dessen, was hier zu Berichtsantragen vorgelegt und vorge-
lesen wurde, zu behaupten, es wirde Schénfarberei stattfinden, ist wirklich eine Unverschamt-
heit.

Abgeordneter Christian Rohde: Zunachst einmal méchte ich auf Herrn Bellino eingehen, der
meiner Kollegin in den Mund gelegt hat, sie wiirde sich auf eine gute alte Zeit berufen. Herr Bel-
lino, offensichtlich hat sich etwas verandert, wenn selbst lhr Parteivorsitzender davon spricht,
dass wir ein Problem mit dem Stadtbild haben und das auf Migration zurtckfuhrt. Darauf
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angesprochen, wie er das meint, sagt er, man mége doch einmal die eigenen Téchter fragen. Ich
weil} nicht, ob Sie eine Tochter haben, aber vielleicht kdnnten Sie da ja einmal anfangen. Sicher-
lich hat auch einer lhrer Kollegen eine Tochter. Vielleicht fragen Sie da einfach einmal nach. Dann
kénnen Sie auch qualifiziert etwas zur Sache beitragen, anstatt einfach nur gegen uns zu schie-
Ren, weil Sie das halt gerne tun in diesem Ausschuss.

(Abgeordneter Holger Bellino: Von lhnen brauche ich keine Belehrung!)
— Herr Bellino, Sie kdnnen sich ja zu Wort melden, und dann kénnen Sie erwidern.

Ich habe eine Nachfrage zu der hier diskutierten Frage 28. Grundsatzlich mochte ich dazu aus-
fUhren, dass sich das Fragerecht, das wir nun einmal als Opposition haben, aus dem Grundge-
setz ableitet, und zwar aus dem Status des Abgeordneten und dem Demokratieprinzip. AulRer-
dem gibt eine Antwortpflicht der Regierung, weil sich nur so parlamentarische Kontrolle richtig
verwirklichen lasst. Herr Innenminister, insofern ist es aus meiner Sicht ein bisschen schwierig,
wenn Sie sich irgendwelche Interpretationen anmalen, was wir mit der Antwort machen oder ob
die Frage sinnvoll ist oder nicht. Ob das sinnvoll ist oder nicht, entscheidet die Opposition. Und
dann machen wir das, oder wir machen das nicht. Da brauchen wir von Ihnen keine Belehrungen.

(Abgeordneter Ridiger Holschuh: Und wir nicht von lhnen!)

Sie haben in diesem Zusammenhang auf Gerichtsurteile verwiesen. Konkret haben Sie sich ein
Gerichtsurteil aus Niedersachsen in Ihrer Argumentation zu eigen gemacht und gesagt, Sie ge-
ben uns die Auskunft nicht und nennen uns die Namen nicht, weil so das informationelle Selbst-
bestimmungsrecht verletzt wiirde, weil die Personengrdl3e so gering sei. Es gibt aber auch ein
Urteil des Verfassungsgerichtshofs des Landes Berlin, bei dem eine gréRRere Personenzahl Ziel
der Befragung war. Da ist ein genau andersherum lautendes Urteil ergangen und entschieden
worden, dass es rechtens ist, wenn man die Vornamen herausgibt.

Vor diesem Hintergrund méchte ich fragen, wie Sie das in Zukunft handhaben wollen, ob Sie auf
Ihrer Position verharren und gar keine Auskinfte geben wollen, oder ob es in Zukunft méglicher-
weise eine Obergrenze gibt, ab der Sie dann antworten, dass Sie das rein praktisch nicht umset-
zen kénnen, weil Sie das nicht abfragen kénnen. Das ware dann diese Standardantwort, die es
regelmafig gibt. Wo liegt dann eine Untergrenze? Ab wie vielen Personen ungefahr ware dieses
Recht nicht mehr so beeintrachtigt, sodass Sie die Vornamen uns nennen kdnnten?

Minister Prof. Dr. Roman Poseck: Zunachst einmal bleibe ich dabei, dass die Aussagekraft von
Vornamen sehr begrenzt ist. Das habe es lhnen schon einmal gesagt. Mein Vorname beispiels-
weise konnte auf einen deutschen, einen polnischen oder einen russischen Tater hinweisen.
Ebenso verhalt es sich bei anderen Vornamen, die auf verschiedene Nationalitaten bzw. ver-
schiedene Herkiinfte hinweisen. Daher glaube ich, dass das nicht sehr gewinnbringend ist.

Zugegebenermalien ist das aber kein besonders tragendes rechtliches Argument. Das tragende
rechtliche Argument ist das des Persoénlichkeitsschutzes; denn die Angabe von Vornamen kann
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konkrete Rickschlisse auf konkrete Personen ermdglichen. Das ist natirlich insbesondere dann
der Fall, wenn es um wenige geht, wenn es beispielsweise um einen kleinen Ort geht. Es gibt
ausgefallene Vornamen, die nur ausgesprochen selten vorkommen. Deshalb geht aus meiner
Sicht der Schutz des Personlichkeitsrechts vor.

Das prufen wir bei jeder einzelnen Frage und Beantwortung. Daher kann ich Ihnen auch nicht
sagen, wo eine Grenze liegt. Wir entscheiden das, wenn wir die Beantwortung vornehmen. Per-
sonlichkeitsschutz ist fur mich aber ein sehr wichtiges Argument. Ich habe auch keine Zweifel
daran, dass das verfassungskonform ist.

Abgeordnete Sandra Weegels: Ich habe mich noch einmal zu Wort gemeldet, weil ich es einfach
nicht gut sein lassen kann mit dem Herrn Bellino. Herr Rohde hat dazu vorhin schon umfassend
ausgefuhrt.

Herr Bellino, ich will lhnen nur eines sagen bezuglich der Hysterie, die meistens weiblich konno-
tiert ist, weil man Frauen unterstellt, sie seien hysterisch. Das weise ich entschieden zurtck. Das
muss ich jetzt wirklich einmal sagen. Ich verbitte mir, dass Sie mir das unterstellen in einer Prob-
lemlage, die wir hier haben, wenn andererseits Schonfarberei stattfindet. Wenn Sie die Probleme
am Schopfe packen wirden, dann hatten wir sie bald nicht mehr. An dieser Stelle weigern Sie
sich aber schon seit Gber 26 Jahren. Schon seit fast 27 Jahre tragen Sie Regierungsverantwor-
tung in Hessen, und auch auf Bundesebene tragt die CDU sehr oft Regierungsverantwortung. Es
andert sich aber irgendwie nichts.

Diese Probleme an Silvester gab es schon im Jahr 2005. Schauen wir dann weiter in das Jahr
2015, was da so in KoIn los war. Sie hingegen sagen, es gabe keine Probleme, alles sei wunder-
bar. Mehr als die Halfte der Tater hat einen auslandischen Hintergrund. Das haben wir vorhin
gehort. Es sei aber alles so nicht gewesen, Herr Bellino.

Daher muss ich sagen, Sie hatten meinen Ausflihrungen einmal zuhéren sollen. Ich lebe nicht in
der Vergangenheit. Das wirde ich zwar manchmal gerne, weil ich damals noch ohne Sperren auf
einen Weihnachtsmarkt gehen oder an Silvester ausgelassen feiern konnte, ohne dass ich mir
Gedanken machen musste, ob an der nachsten Ecke jemand erstochen wird oder ich sexuell
belastigt werde.

Aber gut, lassen wir es mal. Sie kénnen mir das als Hysterie unterstellen, wenn ich das so aus-
dricke. Aber Sie verschlielen die Augen vor dem Problem. Wir sprechen die Probleme an. Das
merken immer mehr Menschen, und das ist ein Problem flir Sie. Deshalb ziehen Sie sich auf
solche Argumentationen zurlck. Ich verbitte mir, dass Sie mir Hysterie unterstellen.

Abgeordneter Holger Bellino: Ich verweise auf meine Aussagen, die ich zur Sache gemacht
habe. Darin wurde deutlich, dass weder die Hessische Landesregierung noch die regierungstra-
genden Fraktionen — auch nicht ich persénlich — in der Vergangenheit und in der Gegenwart die
Augen verschliellen bzw. verschlossen haben. Ich habe mich dazu sehr deutlich geduRert. Das
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haben Sie in Ihrer Aufwallung vielleicht nicht wahrgenommen. Aufgrund der Anderung von § 110
gehen Leute in den Knast. Zudem wurden Millionen eingestellt, um SchutzmalRnahmen zu erh6-
hen und vieles andere mehr.

Ich habe darauf hingewiesen, dass wir in der Realitat nicht nur angekommen sind, sondern diese
auch zur Kenntnis nehmen mussen und deshalb gewisse Schutzmalinahmen bendtigen. Die Be-
volkerung registriert dies sehr wohl; denn sie ist nicht zu Hause geblieben. Sie hat sich nicht zu
Hause verbarrikadiert, um nicht belastigt zu werden, wie Sie das in Angstbildern darstellen, son-
dern sie ist unter dem Schutz der Polizei dorthin gegangen.

Was die Hysterie anbelangt, gnadige Frau: Gerade Ihnen gegeniber bleibe ich dabei. Wenn Sie
das auf Ihre Weiblichkeit beziehen, ist das lhr Problem. Aber dieses hysterische Aufbauschen
angesichts der Aufgabenstellungen, denen wir uns stellen missen und denen sich alle Demokra-
ten gestellt haben und weiter stellen werden, und all dies Schlechtreden und Unterstellen, wir
wlrden die Augen verschlieRen, das ist, wie ich vorhin schon sagte, eine Unverschamtheit, und
es ist hysterisch.

Abgeordnete Sandra Weegels: Herr Bellino, wiirden Sie sagen, dass die Damen, die gegenuber
dem Polizeiprasidenten in Frankfurt geduRert haben, dass sie sich nicht mehr auf die Zeil trauen,
auch hysterisch sind? Das wiirde mich interessieren.

Abgeordneter Holger Bellino: Sie missen jetzt nicht von sich selbst ablenken. Von den Damen
spreche ich gar nicht. Aber das wird ernst genommen. Das, was Sie machen, ist hysterisch. Sie
erzeugen Angst, statt Losungen anzubieten. Das ist der grof3e Unterschied.

Minister Prof. Dr. Roman Poseck: Frau Weegels, ich méchte fir eine sachliche und differenzierte
Betrachtung werben. Selbstverstandlich gibt es Herausforderungen die Sicherheit betreffend, mit
denen wir umgehen missen. Gleichwohl sind wir weiter ein freies und sicheres Land, in dem die
Menschen auch zusammenkommen kénnen.

Bei den Weihnachtsmarkten gab es wieder zahlreiche Besucher. Frankfurt geht von 2,3 Millionen
Menschen aus. Viele haben den Weihnachtsmarkt mehrfach besucht. Als ich dort war, war prak-
tisch kein Durchkommen mehr moglich. In Fulda waren fast eine Million Menschen auf dem Weih-
nachtsmarkt. Ich habe Menschen erlebt, die frohlich waren, die nicht angstvoll dort standen.

Das ist die Realitat, die wir auch sehen mussen. Panikmache ist aus meiner Sicht véllig falsch.
Einseitige Schuldzuweisungen helfen auch nicht weiter. Unsere Antwort auf diese zugegebener-
malfien angespannte Sicherheitslage ist unsere Polizei, sind Konzepte der Polizei, sind die Ein-
satzkrafte der Polizei, sind Zufahrtssperren. Das gehért zu dem Programm dazu.
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Ich finde, wir haben allen Anlass, in Hessen rlickblickend sehr positiv auf die Weihnachtsmarkte
zu schauen und alles daran zu setzen, mit diesen Konzepten in diesem Jahr weitere Veranstal-
tungen — aktuell stehen Faschingsumziigen an — sicher und friedlich durchzufihren.

Sie schiiren Angst bei den Menschen und verhindern damit, dass die Menschen auf Weihnachts-
markte gehen. Dazu besteht aber nicht der geringste Anlass. Insofern mochte ich bitte mehr
Sachlichkeit und Differenziertheit auch von lhnen in der Debatte sehen.

Beschluss:
INA 21/36 — 21.01.2026

Der Dringliche Berichtsantrag gilt mit der Entgegennahme des
mundlichen Berichts im Innenausschuss als erledigt.

Zu Beginn der Sitzung kam der Ausschuss Uberein, den Antrag
der Antragsteller anzunehmen, den Dringlichen Berichtsantrag der
Antragsteller in 6ffentlicher Sitzung zu behandeln.

(eivernehmlich)

(Ende des offentlichen Teils der Sitzung: 16:19 Uhr —
Weiter mit nicht 6ffentlichem Teil)

Wiesbaden, 3. Marz 2026

Protokollfiihrung: Vorsitz:

Henrik Dransmann Thomas Hering

Dr/ck 30 INA 21/36 — 21.01.2026



	Kurzbericht öffentlicher Teil
	Anwesende:
	1. Große Anfrage Sandra Weegeis (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Robert Lambrou (AfD), Dimitri Schulz (AfD) „Graue Wölfe“ (Bozkurtlar) in Hessen – Drucks. 21/3300 zu Drucks. 21/2744 –
	5. Berichtsantrag Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Robert Lambrou (AfD), Dr. Frank Grobe (AfD) Nach Urteil gegen den afghanischen Polizistenmörder von Mannheim: Nachfragen zu behördlichen Erkenntnissen in Hessen – Drucks. 21/2882 –
	6. Dringlicher Berichtsantrag Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Arno Enners (AfD), Patrick Schenk (Frankfurt) (AfD), Markus Fuchs (AfD), Anna Nguyen (AfD), Andreas Lobenstein (AfD), Robert Lambrou (AfD), Roman Bausch (AfD) Veranstaltungssicherheit in Hessen: Erkenntnisse und Reaktionen der Landesregierung im Hinblick auf den Mordanschlag in Gießen, die Sicherheit auf Weihnachtsmärkten sowie die Ereignisse in der Silvesternacht – Drucks. 21/3275 –
	I. Zu den Ereignissen in Gießen am 22. Dezember 2025
	II. Zur Sicherheitslage auf hessischen Weihnachtsmärkten
	III. Zum Verlauf des Jahreswechsels 2025/2026



